
Landkreis Osterode am Harz         Osterode am Harz, 02.07.2008 
        Der Landrat  
       - V.3/40 00 -  
 

 
N i e d e r s c h r i f t 

 
über die Sitzung des Ausschusses 

 für Abfall und Bodenschutz  
am 03.06.2008, 09.00 Uhr, im Sitzungssaal des Kreishauses, 

Herzberger Straße 5, 37520 Osterode am Harz 
 
 
 

Anwesend: 
 
I. Die Kreistagsabgeordneten 
 

 Wilhelm Berner, Osterode am Harz  i.V.d. Abg. Gerd Schirmer 
 Werner Bruchmann, Bad Sachsa 
 Klaus Liebing, Bad Sachsa    
 Herbert Lohrberg, Eisdorf 
 Helga Meyer, Herzberg am Harz   - Vorsitzende - 
 Günter Wellerdick, Herzberg am Harz  i.V.d. Abg. Herbert Miche 
 Uwe Schrader, Osterode am Harz 
 Eberhard Siegler, Osterode am Harz 
 Klaus Posselt, Herzberg am Harz  
 Raymond Rordorf, Osterode am Harz   
 Walter Zietz, Bad Lauterberg im Harz   

  
 

II. Von der Verwaltung  
 

 Landrat Bernhard Reuter  
 Erster Kreisrat Gero Geißlreiter 
 Kreisoberamtsrat Michael Bührmann  
 Kreisangestellte Susanne Maruhn-Vladi 
 Kreisangestellter Rainer Scholz 
 Kreisangestellter Martin Sieloff 
 Kreisamtmann Rüdiger Cerny    - Protokollführer - 
  

 
  Punkt 1: 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
Beschlussfähigkeit 

 
Die Vorsitzende eröffnet um 09.00 Uhr die Sitzung des Ausschusses und stellt die 
ordnungsgemäße Ladung und Beschlussfähigkeit fest.  
 
  Punkt 2: 
   

Anträge zur Tagesordnung  
 
Anträge werden nicht gestellt; der Ausschuss stellt folgende 
 



 - 2 - 

 
    T a g e s o r d n u n g: 
 
fest: 
 
1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und Be-

schlussfähigkeit 
 
2.  Anträge zur Tagesordnung 
 
3.  Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Abfall und 

Bodenschutz vom 07.11.2007 
 
4.  Bericht des Landrats 
 
5.  Abfallwirtschaft; 

a) Zwölfte Nachtragssatzung zur Abfallsatzung für den Landkreis Osterode am 
Harz  

b) Zehnte Nachtragssatzung zur Abfallgebührensatzung für den Landkreis 
Osterode am Harz  

 
6.  Abfallwirtschaft; 

Antrag der KTA Meyer für die FDP-Fraktion; 
Kostenloses Gutscheinsystem für Sperrabfall und Grünabfall 

 
7.  Anfragen und Mitteilungen 

8.  Einwohnerfragestunde 
 
 
 
  Punkt 3: 
 

Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für 
Abfall und Bodenschutz am 07.11.2007 
 

Die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Abfall und Bodenschutz vom 
07.11.2007 wird genehmigt. 
 
 
(Abstimmungsergebnis:     e i n s t i m m i g     bei 
    5 Stimmenthaltungen) 
 
 
  Punkt 4: 
 

Bericht des Landrats 
 

1.  Fortschreibung des Abfallwirtschaftskonzeptes 
 
Im Rahmen der Bestandsaufnahme der abfallwirtschaftlichen Situation im Landkreis 
Osterode am Harz sei die umfangreiche und notwendige Datenerhebung nahezu 
abgeschlossen.







- 5 - 

Eine Nachfrage der Vorsitzenden zur Befüllungstechnik der Fermenter beantwortet 
der Landrat mit dem Hinweis, dass eine Zugabe der Feinfraktion stufenweise erfolge 
und dies eben nicht an einem Tag erfolgen könne. 
 
Ballenlager 
Am 13.11.2006 habe der Kreisausschuss der Errichtung eines Ballenlagers durch 
den Abfallzweckverband Südniedersachsen auf dem Gelände der Kreismülldeponie 
Hattorf am Harz zugestimmt. Der AS habe daneben noch einen weiteren Standort – 
nämlich Bonaforth im Landkreis Göttingen -  einer näheren Prüfung unterzogen; die 
Genehmigungsverfahren hinsichtlich der Zwischenlagerung seien für die beiden po-
tentiellen Standorte abgeschlossen.  
 
Seitens des AS sei signalisiert worden, dass sich der Standort Hattorf am Harz als 
der für den Abfallzweckverband günstigere herausgestellt habe.  
 
Derzeit liefen die Vorbereitungen für einen Vertragsabschluss mit dem AS über die 
Bereitstellung der Lagerfläche ab dem 1.11.2008 bis zur Inbetriebnahme der Anlage 
in Witzenhausen. Darüber hinaus sollen die in Frage kommenden Flächen des Mo-
nopolders für die nächsten Jahre als Revisionszwischenlager genutzt werden, auch 
hierfür würde mit einer Genehmigung gerechnet. 
 
Die Vorsitzende berichtet von Befürchtungen Hattorfer Bürger bezüglich der Zusatz-
transporte bei Nutzung des Ballenlagers. Der Landrat erwidert, dass es fraglich sei, 
ob überhaupt zusätzliche Fahrten entstünden, da überwiegend bisherige Leerfahrten 
genutzt würden. Zusätzlich gibt Kreisoberamtsrat  Bührmann zu Bedenken, dass das 
Ballenlager statt seit 1.4.07 nunmehr durch Verzögerungen nur noch ab Herbst bis 
Dezember 2008 genutzt werden solle. Anschließend solle das Lager lediglich als 
Revisionslager genutzt werden. Außerdem seien während des BImSch-Genehmi-
gungsverfahrens keine Einwände der Hattorfer Bürgerschaft erfolgt. 
 
Der Abg. Rordorf erklärt, dass es wünschenswert sei, nach Fertigstellung der Anlage 
in Deiderode einen Besichtigungstermin abzustimmen. Weiterhin fragt er nach dem 
Sachstand der geplanten Photovoltaikanlage auf dem Gelände der MBA. Ang. 
Scholz erwidert, dass auf dem Deponiegelände vom Landkreis Göttingen eine derar-
tige Anlage gebaut werden solle. Der AS treibe diesbezüglich keine Planungen vor-
an.  
 
 
3.  Kreismülldeponie; Neubau einer Sickerwasserkläranlage  
 
Wie bereits im Fachausschuss im November 2007 berichtet, konnte der im Jahr 
2000 durch den Kreistag beschlossene Neubau einer Sickerwasserkläranlage auf 
der Kreismülldeponie in Hattorf am Harz nun im letzten Jahr realisiert werden.  
 
Nachdem die Baumaßnahmen zur Stahlhallenerrichtung und Beckensanierung ab-
geschlossen waren, hatte die CUTEC-Institut GmbH im August 2007 mit der Monta-
ge der Anlagentechnik zur Sickerwasserreinigung begonnen und den Einfahrbetrieb 
der chemisch-physikalischen Nachbehandlungsstufe im Oktober 2007 aufgenom-
men. Da die Adaption der Biologie aufgrund der vorherrschenden Temperaturen nur 
langsam erfolgte, konnte von November bis Dezember 2007 zunächst nur eine ge-
ringe Menge Sickerwasser gereinigt werden. Seit Januar 2008 sei es nunmehr mög-
lich, einen Höchstdurchsatz von über 6 m³ Sickerwasser pro Stunde zu reinigen, so 
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dass der von der CUTEC durchzuführende Einfahr- und Probebetrieb zum 
29.02.2008 abgeschlossen werden konnte und die Besitzübergabe der Anlage zum 
01.03.2008 erfolgte. Seit Inbesitznahme werde die Anlage durch das Deponieperso-
nal betrieben, wobei die CUTEC die wissenschaftliche Begleitung des Betriebes mit 
der Zielsetzung übernähme, die Anlage unter wirtschaftlichen und verfahrenstechni-
schen Gesichtspunkten weiter zu optimieren. Um die Betriebsstabilität und Anlagen-
verfügbarkeit und damit den kontinuierlichen Durchsatz zu erhöhen, würden bereits 
verschiedene Optimierungsmaßnahmen durchgeführt, weitere seien geplant.  
 
Erste Berechnungen der Betriebskosten hätten ergeben, dass diese in der eigenen 
Anlage - auch unter Berücksichtigung der AFA und anfallender Zinsen - weit unter-
halb der Kosten einer externen Behandlung lägen. Lt. aktueller Berechnung wurden 
im April bei nahezu erreichtem Höchstdurchsatz Gesamtkosten um 20,00 € pro m³ 
gereinigtem Sickerwasser ermittelt. Demgegenüber stünden Kosten der externen 
Behandlung zwischen 35,00 € und 45,00 € pro m³. Hieraus errechne sich eine jährli-
che Kostenersparnis bei einer Sickerwasserjahresmenge von 35.000 m³ zwischen 
525.000,00 € und 875.000,00 €. 
 
Bei gleichbleibender Durchsatzleistung und durchschnittlichen Niederschlagsmengen 
sei davon auszugehen, dass weitere zusätzliche Kosten für die externe Reinigung 
von Sickerwasser künftig entfielen und somit gegenüber den Vorjahren eine kosten-
günstigere Sickerwasserreinigung gewährleistet werden könne. 
 
 
4.  Einsammlung der gelben Wertstoffsäcke 
 
Wie bereits in der letzten Sitzung berichtet, sei die Fa. Nordharz Entsorgung GmbH 
aus Reddeber im Auftrag der Duales System Deutschland GmbH (DSD) hier im 
Kreisgebiet seit 01.01.2008 mit der Einsammlung der gelben Wertstoffsäcke be-
schäftigt. Nach fast einem halben Jahr Erfahrung  könnten grundsätzlich positive 
Erfahrungen verzeichnet werden. Neben kleineren Anlaufschwierigkeiten, wie nicht 
angefahrene Aussiedlerhöfe oder Seitenstraßen seien dem Landkreis relativ wenig 
Beschwerden zugetragen worden und diese hätte der Entsorger binnen kürzester 
Zeit bearbeitet. Aufgrund der kostenlosen Firmenhotline wendeten sich vermutlich 
auch etliche Einwohner bei Bedarf direkt an die Fa. Nordharz. Erinnert werden solle 
daran, dass der Einsammlung der gelben Wertstoffsäcke ein Vertragsverhältnis al-
lein zwischen DSD und der Fa. Nordharz zugrunde läge und der Landkreis Osterode 
am Harz bei Beschwerden ausschließlich als Vermittler tätig werden könne. Somit 
gingen Ankündigungen der Gebührenkürzung bei Nichtabholung der gelben Säcke 
dann auch ins Leere. 
 
 
5.  Vertrag zwischen dem Landkreis und der Nordharz Entsorgung GmbH & Co. KG 
 
Die Fa. Nordharz benötigte zur Durchführung des DSD-Auftrages eine Umschlag-
möglichkeit für die eingesammelten gelben Säcke hier im Kreisgebiet, Gespräche mit 
privaten Anbietern waren offensichtlich nicht zielführend. Nach Rücksprache mit dem 
Abfallzweckverband Südniedersachsen (AS) konnte der Firma die Mitnutzung der 
Umschlagstation des AS auf dem Gelände der Kreismülldeponie angeboten werden. 
Mit der Fa. Nordharz sei sodann ein Vertrag mit dem Inhalt, dass das Deponieperso-
nal den Umschlag einer Teilmenge der im Landkreis eingesammelten gelben Wert-
stoffsäcke – ca. 1.300 Mg/Jahr – durchführe, geschlossen worden. Der AS habe 
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dem Umschlag der gelben Wertstoffsäcke in der dem Abfallzweckverband gehören-
dem Umschlaganlage zugestimmt; für die Mitbenutzung erhielte der Abfallzweckver-
band eine Entschädigung. Der Landkreis erziele durch den Umschlag eine zusätzli-
che Einnahme in Höhe von 12.000 € pro Jahr. 
 
 
6.  Betriebsabrechnung 2007 
 
Der Landrat weist auf die Betriebsabrechnung 2007 hin, die jedem Ausschussmit-
glied als Tischvorlage zur Verfügung gestellt wird. Für Fragen stünde der Fachbe-
reich V zur Verfügung. 
 
 
7.  Neue Informationsplattform zu flächenhaften Bodenbelastungen ins Leben 
gerufen 
 
Vor dem Hintergrund der europäischen Richtlinie zur Schaffung einer GeoDatenInf-
rastruktur und dem Rechtsrahmen zum öffentlichen Zugang von Umweltinformatio-
nen sei im März diesen Jahres vom Niedersächsischen Umweltministerium die Initia-
tive zur Einrichtung eines Arbeitskreises ergriffen worden. Der Arbeitskreis erarbeite 
die Grundlagen für das Geodateninfrastruktur-Projekt „Informationsplattform zu flä-
chenhaften Bodenbelastungen“. 
 
Ideelle Grundlage dieses Projektes bildeten als übergeordnete politische Zielsetzung 
die Rahmenvereinbarungen zwischen den Kommunalverbänden und der Landesre-
gierung zum sogenannten „eGovernment“. Hierin sei vorgesehen, die Geodateninf-
rastruktur als Informationsmittel für die Bürger zu entwickeln und über das Internet 
nutzbar zu machen.  
 
Eine Umfrage des MU bei den unteren Bodenschutzbehörden zur Teilnahme an dem 
Projekt ergab die Bereitschaft nahezu aller betroffenen Kommunen. Dies seien im 
Einzelnen die Städte Hildesheim, Salzgitter, Braunschweig und Celle sowie die 
Landkreise Soltau-Fallingbostel, Gifhorn, Celle, Peine, Wolfenbüttel, Hildesheim und 
Osterode am Harz. 
 
Für den Arbeitskreis des Projektes sei als ein Kommunalvertreter Herr Martin Gries 
benannt worden. Die erste Sitzung des Arbeitskreises fand am 21.05.2008 statt – 
weitere drei würden dieses Jahr folgen. Zu rechnen sei mit einer Bearbeitungsdauer 
von mindestens zwei Jahren. Der Stellenwert dieses Projektes zeige sich auch da-
durch, dass ein Vertreter des NLT ab sofort an den Sitzungen des Arbeitskreises 
teilnehmen würde. 
 
Die Vorteile für den Landkreis ließen sich wie folgt darstellen: 
 

-  Wir nützen die Chance, an einem Zukunftsprojekt auf Landesebene mit-
zuarbeiten. 

 

-  Wir würden auf eine entsprechende Umsetzung der EU-Richtlinie bestens 
vorbereitet sein. 

 

-  Wir würden unserer gesetzlichen Verpflichtung zur Umweltinformation mit-
tels modernster Technik nachkommen – nach derzeitigem Stand ohne 
besondere Verpflichtungen und Kosten. 
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-  Das Land unterstütze aktiv die Bemühungen des Landkreises zur Festset-
zung der Bodenplanungsgebietsverordnung – z. B. durch die kostenlose 
Bereitstellung eines Digitalen Geländemodells, was eine Vielzahl von 
neuen Fachanwendungen in der Verwaltung ermöglichen würde. 

 
 
Eine Aussprache zu diesem Berichtspunkt findet nicht statt. 
 
 
 
  Punkt 5: 

 
Abfallwirtschaft; 
a)  Zwölfte Nachtragssatzung zur Abfallsatzung für den Landkreis 
     Osterode am Harz  
b)  Zehnte Nachtragssatzung zur Abfallgebührensatzung für den  
      Landkreis Osterode am Harz 
 
 

Der Landrat verweist auf die Vorlage und stellt sie zur Diskussion. Eine Aussprache 
findet nicht statt. 
 
Sodann empfiehlt der Ausschuss dem Kreistag die Annahme folgenden 
 
Beschlussvorschlages: 

 
Der Kreistag beschließt die dieser Vorlage beigefügte  
 

a) Zwölfte Nachtragssatzung zur Abfallsatzung für den Landkreis Osterode am 
Harz.  

b) Zehnte Nachtragssatzung zur Abfallgebührensatzung für den Landkreis Os-
terode am Harz. 

 
 
(Abstimmungsergebnis:     einstimmig dafür) 
 
 

Punkt 6: 
 

Abfallwirtschaft; 
Antrag der KTA Meyer für die FDP-Fraktion; 
Kostenloses Gutscheinsystem für Sperrabfall und Grünabfall 

 
Der Abg. Wellerdick übernimmt den Vorsitz. Der Landrat verweist auf die sehr aus-
führliche und s. E. außerordentlich qualifizierte Vorlage des Fachbereiches V und 
gibt der Abg. Meyer die Möglichkeit der weiteren Begründung ihres Antrages. Die 
Abg. Meyer geht nicht auf die einzelnen Punkte in der Vorlage ein, sondern sieht das 
Fazit der Vorlage für sich positiv, da im Rahmen der Fortschreibung des Abfallwirt-
schaftskonzeptes viele Aspekte der Abfallentsorgung von allen Seiten gründlich be-
leuchtet werden sollen. Sie verweist auf die im Landkreis Northeim praktizierte Rege-
lung, wonach ab April 2007 bis 2 m³ Sperrabfall kostenfrei angeliefert werden könne. 
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Sie könne sich vorstellen, dass dies auch im Landkreis Osterode am Harz auf ein 
Jahr probeweise eingeführt würde, um Bürgerfreundlichkeit zu demonstrieren. Der 
Landrat verweist auf die Komplexität des Sachverhaltes, der aus dem Antrag her-
auszuarbeiten war. Zunächst stellt er klar, dass es keine kostenlosen Leistungen 
gäbe, irgendwoher müsse das Geld immer kommen. Er benennt ferner die Eckpfei-
ler, in denen sich die Abfallwirtschaft zu bewegen habe und stellt dabei insbesondere 
das Äquivalenzprinzip, den Wirklichkeitsmaßstab und schließlich den anzuwenden-
den Wahrscheinlichkeitsmaßstab dar. 
 
Wenn dieser Rahmen verlassen werde, könnten rechtliche Probleme auftauchen, es 
würden Tor und Tür für Angriffe gegen das Gebührensystem geöffnet. Das Gebüh-
rensystem des Landkreises sei derzeit gerichtsfest. Fraglich sei, ob man dies mit 
dem Befolgen des Antrages verändern will. Der Landrat gibt zu bedenken, dass bei 
der Kleinanliefererstation im Rahmen einer Sichtungswoche festgestellt wurde, dass 
nur 10 % der Gesamtmenge der Abfälle als Sperrabfall anfielen. Die Umsetzung des 
Vorschlages wäre zusätzlich ungerecht, da nicht alle die Möglichkeit der Selbstanlie-
ferung in Anspruch nehmen könnten. Er nennt dabei insbesondere ältere Menschen, 
gebrechliche Personen, sozial Schwache, Menschen, die weit entfernt von der De-
ponie wohnen oder schlicht und einfach kein Fahrzeug besitzen. Das Osteroder Sys-
tem sei auch nicht mit dem Landkreis Northeim zu vergleichen, es gäbe dabei grund-
legende Unterschiede. 
 
Der Abg. Bruchmann bestätigt, dass das vorhandene Sperrabfallabrufsystem funkti-
oniere. Allerdings könne er das Argument, dass durch das Handling auf der Deponie 
Zusatzkosten bei reinen Sperrabfallanlieferungen anfielen, nicht gelten lassen.  
 
Der Abg. Rordorf ist erfreut über diese ausführliche Vorlage, durch die nochmals ein 
vollständiger Systemüberblick über die Abfallentsorgung vorliege. Er bezweifele, 
dass die Verwaltung ein System finden werde, das bei einem mehr an Gerechtigkeit 
die bisherige soziale Ausgewogenheit weiter berücksichtige. Beispielsweise nennt er 
die Nutzung des Grünabfallsonderdienstes durch die Bürger. Er empfinde die not-
wendige Vorplanung und Organisation z. B. bei Entrümpelungen als nicht unange-
messen. Ein Befolgen des Antrages würde für die ausgewogene Gleichbehandlung 
aller einen Rückschritt bedeuten. Zusätzlich sehe er auch eine Förderung eines be-
stimmten Klientels. 
 
Der Abg. Liebing erkennt durch den Antrag der Abg. Meyer eine grundsätzliche Ten-
denz zur Veränderung bei der Müllabfuhr. Gegen diese Anfänge solle sich gewehrt 
werden. Er erinnert an die in Süddeutschland gängige Bringschuld von Sperr- und 
Grünabfall. Durch das bisherige System sei Bürgerfreundlichkeit gegeben. Dies sei 
bei einem Gutscheinsystem nicht der Fall. Zusätzlich stelle sich die Frage der Bezah-
lung. Im Namen der SPD-Fraktion unterstützt er das bisherige Verfahren und werde 
dem Verwaltungsvorschlag zustimmen. 
 
Der Abg. Bruchmann erklärt im Namen der CDU-Fraktion, dass das bisherige Sperr-
abfallsystem nicht verändert werden solle. Gleichzeitig solle trotzdem überlegt wer-
den, ob kostenfreie Anlieferungen von Sperrabfall auf der Kreismülldeponie auf an-
dere Art und Weise denkbar wären. 
 
Kreisoberamtsrat Bührmann äußert Verständnis für den Antrag, deshalb sei auch die 
Vorlage sehr ausführlich. Über das bisher bereits Gesagte befürchte er die Schaf-
fung eines bürokratischen Monsters, denn grundsätzlich seien die Abfallentsor-
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gungssysteme der Hausmüllabfuhr und des Deponiebetriebes sehr unterschiedlich. 
Es würde bedeuten, dass zwangsläufig mehr Personal vorgehalten werden müsse, 
denn die Verwaltung hätte sich auf das neue System einzustellen und Vorhalteleis-
tungen einzuplanen. Es solle das Gesamtpaket gesehen werden, das zz. sehr gut 
funktioniere. 
 
Der Abg. Bruchmann regt an, dass die aufgezeigten Probleme –so auch die Diffe-
renzierung in zwei Gebührenhaushalte–, die bei einer Umstellung des Systems ge-
sehen würden, öffentlich gemacht werden sollten, damit der Bürger darüber infor-
miert werde. Kreisoberamtsrat Bührmann verweist auf das in der Bearbeitung befind-
liche Abfallwirtschaftskonzept und auf ein AbfallJounal im Herbst 2008, das u.a. die-
sem Thema aufgreifen werde. 
 
Die Abg. Meyer erinnert an den Grund ihrer Vorlage, danach seien Bürger an sie 
herangetreten, die kein Verständnis für das derzeitige System hätten. Zusätzlich se-
he sie auch eine gewisse Ungleichbehandlung. Sie vermute, dass sich u. a. nach 
Inkrafttreten der TASi vieles für den Bürger verschlimmert habe. 
 
Es erfolgt ein weitere Aussprache, an der die Abg. Berner, Posselt, Rordorf, Siegler 
und der Landrat teilnehmen. U. a. stellt der Landrat alternative Abrechnungsmodali-
täten in den Raum, z. B., dass Sperrabfall gegen eine gesonderte Gebühr abgeholt 
werden könne und der Grünabfall nur noch in entsprechenden Säcken, die käuflich 
zu erwerben wären, angenommen würde. 
 
 
Sodann empfiehlt der Ausschuss dem Kreistag die Annahme folgenden 
 
 
Beschlussvorschlages: 

 
Der Kreistag beschließt, den Antrag der KTA Meyer auf Einführung eines kostenlo-
sen Gutscheinsystems für Sperrabfall und Grünabfall abzulehnen.  
 
 
 
(Abstimmungsergebnis:     einstimmig dafür 
    1 Gegenstimme) 
 
 
Die Abg. Meyer übernimmt wieder den Vorsitz. 
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Punkt 6: 
 

Anfragen und Mitteilungen 
 
Frau Meyer zitiert aus einem Artikel der Hannoverschen Allgemeinen Zeitung vom 
30.05.08, wonach die Kosten für biologische Behandlung (Kalte Rotte) bei der Ab-
fallwirtschaft Hannover auf fast 170 Euro/Mg ansteigen sollen. In diesem Zusam-
menhang wird gefragt, welchen Behandlungspreis der Landkreis zz. beim AS zu zah-
len hätte. Kreisoberamtsrat Bührmann benennt den kalkulierten Behandlungspreis 
für 2008 mit ca. 192 €, weist aber darauf hin, dass die beiden hier genannten Werte 
nicht miteinander verglichen werden dürfen; u. a. sind im AS-Preis die Transportkos-
ten und die Umschlagstationskosten enthalten. 
 
Mitteilungen werden nicht gegeben. 
 

Punkt 7: 
 

Einwohnerfragestunde 
 
 
Herr Nilges fragt an, welche Gründe zu den Veränderungen bei den Satzungen ge-
führt haben. Kreisoberamtsrat Bührmann begründet sie mit dem Versuch, den zu-
nehmenden Missbrauch von Satzungsregelungen zu unterbinden. Die Nachtragssat-
zungen würden in Kürze im Amtsblatt veröffentlicht. Herrn Nilges bittet um Übersen-
dung der entsprechenden Vorlage, dies wurde ihm zugesagt. 
 
 
Um 10.32 Uhr schließt die Vorsitzende die Sitzung.  
 
 
 
 
 
 

gez. gez. gez. 
Helga Meyer Bernhard Reuter Rüdiger Cerny 

   
Vorsitzende Landrat Protokollführer 

 
 

Genehmigt in der Sitzung des Ausschusses für Abfall- und Bodenschutz 
 am 6. November 2008 

 
 


